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1. Einleitung 

Mit dem Gesetz zur Sicherung des Zugangs zu Schutz und Beratung bei geschlechtsspezifischer 
und häuslicher Gewalt vom 24. Februar 2025 (Gewalthilfegesetz – GewHG)1 wurde erstmals eine 
bundesgesetzliche Regelung auf den Weg gebracht, die gewaltbetroffenen Frauen einen kosten
freien Rechtsanspruch auf Schutz und Beratung einräumt.2 Gleichzeitig werden in einzelnen 
Bundesländern derzeit finanzielle Kürzungen im sozialen Bereich diskutiert, die sich auch auf 
Schutz- und Präventionsprogramme zum Gewaltschutz auswirken.3 Die vorliegende Arbeit setzt 
sich mit den zeitlich gestaffelt in Kraft tretenden Vorschriften des GewHG auseinander und be
fasst sich mit den Verpflichtungen der Länder bei der Umsetzung von Bundesgesetzen sowie der 
Frage, ob sich aus den Bestimmungen des GewHG haushaltsrechtliche Vorgaben ableiten lassen, 
die Mittelkürzungen bei der Finanzierung der Schutz- und Beratungskapazitäten einschränken.  

2. Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen 

Erstmals für das Berichtsjahr 2023 hat das Bundeskriminalamt am 19. November 2024 das Bun
deslagebild „Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen“4 veröffentlicht, um eine aussagekräf
tige bundeseinheitliche Datenbasis zu geschlechtsspezifisch gegen Frauen gerichteten Straftaten 
bereitzustellen. Hierin wurden für das Jahr 2023 180.715 weibliche Opfer bei 177.780 Delikten 
erfasst, die unter die Definition der häuslichen Gewalt im Sinne des Berichts fallen. Gegenüber 
dem Jahr 2022 bedeuten diese Zahlen einen Anstieg von jeweils 5,6 Prozent.5 

Nach der Definition des Berichts beinhaltet häusliche Gewalt „alle Formen körperlicher, sexuel
ler oder psychischer Gewalt und umfasst familiäre sowie partnerschaftliche Gewalt. Häusliche 
Gewalt liegt vor, wenn die Gewalt zwischen Personen stattfindet, die in einer familiären oder 
partnerschaftlichen Beziehung zusammenwohnen. Sie liegt auch vor, wenn sie unabhängig von 
einem gemeinsamen Haushalt innerhalb der Familie oder in aktuellen oder ehemaligen Partner
schaften geschieht. Damit beinhaltet die Häusliche Gewalt zwei Ausprägungen, nämlich die Part
nerschaftsgewalt und die innerfamiliäre Gewalt. Bei der Partnerschaftsgewalt werden die Opfer 

1 Gesetz zur Sicherung des Zugangs zu Schutz und Beratung bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt 
(Gewalthilfegesetz) vom 24. Februar 2025, Art. 1 des Gesetzes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechts
spezifischer und häuslicher Gewalt vom 24. Februar 2025, BGBl. 2025 I Nr. 57 vom 27. Februar 2025. 

2 So Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Historischer Schritt im Kampf gegen 
Gewalt an Frauen, 14. Februar 2025, abrufbar unter https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-mel
dungen/historischer-schritt-im-kampf-gegen-gewalt-an-frauen-255088. Dieser und alle weiteren Links wurden 
zuletzt abgerufen am 6. November 2025. 

3 Haarbach, Madlen, Berlin kürzt beim Gewaltschutz: Das bedeuten die Einsparungen für Projekte zum Schutz 
von Frauen, 29. Oktober 2025, abrufbar unter https://www.tagesspiegel.de/berlin/berlin-kurzt-beim-gewalt
schutz-das-bedeuten-die-einsparungen-fur-projekte-zum-schutz-von-frauen-14671823.html.  

4 Bundeskriminalamt, Geschlechtsspezifisch gegen Frauen gerichtete Straftaten, Bundeslagebild 2023, 19. No
vember 2024, abrufbar unter https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUnd
Lagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578.  

5 Bundeskriminalamt, Geschlechtsspezifisch gegen Frauen gerichtete Straftaten, Bundeslagebild 2023, 19. No
vember 2024, S.  18, abrufbar unter https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Jahresbe
richteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578. 

https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-meldungen/historischer-schritt-im-kampf-gegen-gewalt-an-frauen-255088
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-meldungen/historischer-schritt-im-kampf-gegen-gewalt-an-frauen-255088
https://www.tagesspiegel.de/berlin/berlin-kurzt-beim-gewaltschutz-das-bedeuten-die-einsparungen-fur-projekte-zum-schutz-von-frauen-14671823.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/berlin-kurzt-beim-gewaltschutz-das-bedeuten-die-einsparungen-fur-projekte-zum-schutz-von-frauen-14671823.html
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578
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und Tatverdächtigen betrachtet, die in einer partnerschaftlichen Beziehung waren oder sind, bei 
der innerfamiliären Gewalt die Opfer und Tatverdächtigen, die in einer verwandtschaftlichen Be
ziehung zueinanderstehen (ohne (Ex‑)Partnerschaften).“6 

Der Bericht zeigt eine starke geschlechtsspezifische Ausprägung dieser Delikte. Der Anteil weibli
cher Opfer an allen polizeibekannten Delikten häuslicher Gewalt liegt bei 70,5 Prozent, bei Ge
walt innerhalb der Partnerschaft sogar bei 79,2 Prozent. Auch für die übrigen im Bericht abgebil
deten Fallgruppen (Femizide, Sexualstraftaten, Digitale Gewalt, Menschenhandel) konnte gegen
über dem Jahr 2022 jeweils ein Anstieg beobachtet werden.7 

In Deutschland stehen ca. 7.700 Plätzen in rund 400 Frauenhäusern zur Verfügung, die im Jahr 
2023 von ca. 14.200 Frauen sowie 16.000 Kindern und Jugendlichen in Anspruch genommen 
wurden,8 während nach den Empfehlungen des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention)9 ca. 
21.000 Plätze benötigt würden.10 

3. Regelungen des GewHG 

Um bedarfsgerechten Schutz und Unterstützung für Personen zu gewährleisten, die von ge
schlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt betroffen sind, hat der Gesetzgeber das GewHG als 
Art. 1 des Gesetzes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher 
Gewalt11 beschlossen. Das Gesetz soll den Zugang betroffener Personen zu Schutz- und Bera
tungsangeboten über einen Rechtsanspruch absichern und das Vorhandensein zahlenmäßig 

6 Bundeskriminalamt, Geschlechtsspezifisch gegen Frauen gerichtete Straftaten, Bundeslagebild 2023, 19. No
vember 2024, S. 17, abrufbar unter https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Jahresbe
richteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578. 

7 Bundeskriminalamt, Geschlechtsspezifisch gegen Frauen gerichtete Straftaten, Bundeslagebild 2023, 19. No
vember 2024, S. 3, abrufbar unter https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Jahresbericht
eUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578. 

8 Brandt, Mathias, Wie viele Frauenhäuser gibt es in Deutschland, 25. November 2024, abrufbar unter 
https://de.statista.com/infografik/33562/ausgewaehlte-ergebnisse-der-bundesweiten-frauenhaus-statis
tik/#:~:text=Die%20rund%20400%20Frauenh%C3%A4user%20in,Pl%C3%A4tze%20stehen%20hierzu
lande%20zur%20Verf%C3%BCgung.  

9 Council of Europe Convention on preventing and combating violence against women and domestic violence, 
11. Mai 2011, Council of Europe Treaty Series - No. 210, abrufbar unter https://rm.coe.int/168008482e; nicht
amtliche Übersetzung: Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt, 11. Mai 2011, abrufbar unter https://rm.coe.int/16806b076a. 

10 „[…] one family place per 10.000 head of population. However, the number of shelter places should depend on 
the actual need.“, Explanatory Report to the Council of Europe Convention on preventing and combating vio
lence against women and domestic violence, 11. Mai 2011, Ziff. 135, abrufbar unter 
https://rm.coe.int/1680a48903; 21.000 Plätze laut Brandt, Mathias, Wie viele Frauenhäuser gibt es in Deutsch
land, 25. November 2024, abrufbar unter https://de.statista.com/infografik/33562/ausgewaehlte-ergebnisse-der-
bundesweiten-frauenhaus-statistik/#:~:text=Die%20rund%20400%20Frauenh%C3%A4u
ser%20in,Pl%C3%A4tze%20stehen%20hierzulande%20zur%20Verf%C3%BCgung.  

11 Gesetz für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt vom 24. Februar 
2025, BGBl. I Nr. 57 vom 27. Februar 2025. 

https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/StraftatenGegenFrauen/StraftatengegenFrauenBLB2023.html?nn=237578
https://de.statista.com/infografik/33562/ausgewaehlte-ergebnisse-der-bundesweiten-frauenhaus-statistik/#%3A~%3Atext%3DDie%20rund%20400%20Frauenh%C3%A4user%20in%2CPl%C3%A4tze%20stehen%20hierzulande%20zur%20Verf%C3%BCgung
https://de.statista.com/infografik/33562/ausgewaehlte-ergebnisse-der-bundesweiten-frauenhaus-statistik/#%3A~%3Atext%3DDie%20rund%20400%20Frauenh%C3%A4user%20in%2CPl%C3%A4tze%20stehen%20hierzulande%20zur%20Verf%C3%BCgung
https://de.statista.com/infografik/33562/ausgewaehlte-ergebnisse-der-bundesweiten-frauenhaus-statistik/#%3A~%3Atext%3DDie%20rund%20400%20Frauenh%C3%A4user%20in%2CPl%C3%A4tze%20stehen%20hierzulande%20zur%20Verf%C3%BCgung
https://rm.coe.int/168008482e
https://rm.coe.int/16806b076a
https://rm.coe.int/1680a48903
https://de.statista.com/infografik/33562/ausgewaehlte-ergebnisse-der-bundesweiten-frauenhaus-statistik/#%3A~%3Atext%3DDie%20rund%20400%20Frauenh%C3%A4user%20in%2CPl%C3%A4tze%20stehen%20hierzulande%20zur%20Verf%C3%BCgung
https://de.statista.com/infografik/33562/ausgewaehlte-ergebnisse-der-bundesweiten-frauenhaus-statistik/#%3A~%3Atext%3DDie%20rund%20400%20Frauenh%C3%A4user%20in%2CPl%C3%A4tze%20stehen%20hierzulande%20zur%20Verf%C3%BCgung
https://de.statista.com/infografik/33562/ausgewaehlte-ergebnisse-der-bundesweiten-frauenhaus-statistik/#%3A~%3Atext%3DDie%20rund%20400%20Frauenh%C3%A4user%20in%2CPl%C3%A4tze%20stehen%20hierzulande%20zur%20Verf%C3%BCgung
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ausreichender und an den Bedürfnissen der Betroffenen ausgerichtete Angebote sicherstellen.12 
Hierzu soll ein „bedarfsgerechtes Netz an Schutz- und Beratungsangeboten“ zur Verfügung ge
stellt und ein Hilfesystem geschaffen werden, das „mit geeigneten Maßnahmen vor geschlechts
spezifischer und häuslicher Gewalt schützt, interveniert, Folgen mildert und präventiv tätig 
wird.“13 Zudem dient das Gesetz nach seiner Begründung der weiteren Umsetzung der Istanbul-
Konvention14. 

Da der Gesetzgeber mit einer Zeiterfordernis von mehreren Jahren rechnete, tritt das Gesetz zeit
lich gestaffelt in Kraft, wobei der Aufbau eines Schutz- und Beratungsnetzes frühestmöglich be
ginnen sollte.15 Regelungen etwa zu Ziel des Gesetzes (§ 1) Begriffsbestimmungen (§ 2), der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Inanspruchnahme von Schutz- und Beratungsangeboten  
(§ 4 Abs. 2-4), zu Anforderungen an Einrichtungen (§ 6) und zur Trägeranerkennung (§ 7) sind 
daher am 28. Februar 2025, dem Tag nach der Verkündung des GewHG, in Kraft getreten.  

Dies gilt ebenso für die Regelungen in § 8 GewHG, wonach die Länder zunächst die bestehenden 
Schutz- und Beratungskapazitäten und die bisherige Versorgungsdichte ermitteln, diese analysie
ren und hiervon ausgehend die notwendige Entwicklung eines Netzwerks an Schutz- und Bera
tungsangeboten mit Darstellung der zeitlichen Abfolge und unter Aufstellung eines Finanzie
rungskonzepts planen (§ 8 Abs. 1 GewHG). Diese Analyse richtet sich gemäß § 8 Abs. 2 GewHG 
nach „dem tatsächlichen Bedarf an bedarfsgerechten und niedrigschwelligen Schutz- und Bera
tungsangeboten in ausreichender Zahl und angemessener geographischer Verteilung. Sie berück
sichtigt regionale Strukturen. In Schutzeinrichtungen ist die Vorhaltenotwendigkeit von Angebo
ten angemessen zu berücksichtigen“. Die Ausgangsanalyse und Entwicklungsplanung sowie die 
Aufstellung des Finanzierungskonzeptes erfolgen gemäß § 8 Abs. 3 GewHG alle fünf Jahre, erst
mals vor dem Jahr 2027. Den konkreten Stichtag bestimmt dabei das jeweilige Bundesland. Dem 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist dazu erstmals zum 30. Juni 
2029 und in der Folge vier Jahre nach dem nächsten festgelegten Stichtag ein Bericht vorzulegen.  

Eine landesrechtliche Abweichung von diesem Bedarfsermittlungs- und Planungsverfahren ist 
nicht zulässig (§ 8 Abs. 4 GewHG). 

Die Sicherstellung eines Netzes an ausreichenden, niedrigschwelligen, fachlichen sowie bedarfs
gerechten Schutz- und Beratungsangeboten zur Gewährleistung der Ansprüche nach § 3 GewHG 
in angemessener geografischer Verteilung durch die Länder ist wiederum in § 5 Abs. 1 GewHG 

12 Entwurf eines Gesetzes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt, 
BT‑Drs. 20/14025, S. 2 f., abrufbar unter https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014025.pdf. 

13 Entwurf eines Gesetzes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt, 
BT‑Drs. 20/14025, S. 2, abrufbar unter https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014025.pdf; siehe. auch § 1 
GewHG. 

14 Council of Europe Convention on preventing and combating violence against women and domestic violence, 
11. Mai 2011, Council of Europe Treaty Series - No. 210, abrufbar unter https://rm.coe.int/168008482e; nicht
amtliche Übersetzung: Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt, 11. Mai 2011, abrufbar unter https://rm.coe.int/16806b076a.  

15 Entwurf eines Gesetzes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt, 
BT‑Drs. 20/14025, S. 39, abrufbar unter https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014025.pdf. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014025.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014025.pdf
https://rm.coe.int/168008482e
https://rm.coe.int/16806b076a
https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014025.pdf
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geregelt. Der gesamte § 5 GewHG, der außerdem die Bereitstellung von Informationen und die 
Sicherstellung der landesweiten und länderübergreifenden Aufnahme in Schutzeinrichtungen 
(Abs. 2) sowie den Anspruch der Träger auf eine angemessene öffentliche Finanzierung (Abs. 3) 
behandelt, tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. 

Um den Ländern die Gelegenheit zu geben, die sachlichen, personellen und rechtlichen Voraus
setzungen für die Erfüllung und Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs zu schaffen16, treten § 3 
GewHG, der den Rechtsanspruch begründet, sowie weitere Vorschriften, die sich auf die kon
krete Umsetzung dieses Anspruchs beziehen (etwa § 4 Abs. 1, Abs. 5 und Abs. 6 GewHG), erst 
zum 1. Januar 2032 in Kraft.  

4. Umsetzung des GewHG durch die Länder 

Das GewHG erlegt den Ländern verschiedene Pflichten auf. So obliegt die Bereitstellung eines 
Netzes an ausreichenden, niedrigschwelligen, fachlichen sowie bedarfsgerechten Schutz- und Be
ratungsangeboten nach § 5 Abs. 1 GewHG den Ländern. Überdies sind sie verpflichtet, nach dem 
in § 8 GewHG festgelegten Verfahren den Bestand sowie den Bedarf an derartigen Angeboten zu 
ermitteln und Pläne und Konzepte zur Umsetzung des GewHG aufzustellen. Aufgrund der ange
spannten Haushaltslage wurde zuletzt beispielsweise im Land Berlin diskutiert, Mittel im Be
reich des Gewaltschutzes pauschal um zwei Prozent zu kürzen.17 Vor diesem Hintergrund stellt 
sich die Frage, ob derartige Kürzungen mit den Verpflichtungen der Länder aus dem GewHG ver
einbar sind.  

4.1. Pflicht der Länder zur Umsetzung von Bundesgesetzen 

Nach Art. 83 Grundgesetz (GG)18 werden Bundesgesetze grundsätzlich durch die Länder als ei
gene Angelegenheit ausgeführt, soweit das Grundgesetz nichts anderes bestimmt. 

16 Entwurf eines Gesetzes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt, 
BT‑Drs. 20/14025, S. 39, abrufbar unter https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014025.pdf; Beschlussemp
fehlung und Bericht des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuss) a) zu dem Ge
setzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Drucksache 20/14025 – Entwurf eines Geset
zes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt […], BT-Drs. 20/14785, 
S.  14, abrufbar unter https://dserver.bundestag.de/btd/20/147/2014785.pdf. 

17 Tischeswski, Oda, Kürzungen beim Gewaltschutz in Berlin – „Dann müssen Frauen abgewiesen werden", 
27. Oktober 2025, abrufbar unter https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2025/10/gewaltschutz-frauen-berlin-
kuerzungen.html. 

18 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100- 
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 94). 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014025.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/147/2014785.pdf
https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2025/10/gewaltschutz-frauen-berlin-kuerzungen.html
https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2025/10/gewaltschutz-frauen-berlin-kuerzungen.html
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Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestags haben zur Pflicht der Länder bei der 
Umsetzung von Bundesgesetzen folgendes ausgeführt19: 

  „Art. 83 GG bestimmt nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht der Länder zur Umset
zung von Bundesgesetzen. Mithin sind die Länder von Verfassungs wegen gehalten, ihre Ver
waltung nach Art, Umfang und Leistungsvermögen entsprechend den Anforderungen sachge
rechter Erledigung des sich aus der Bundesgesetzgebung ergebenden Aufgabenbestandes ein
zurichten. 

  Eine weitere Konkretisierung in der verfassungsgerichtlichen Judikatur ist noch nicht zu ver
zeichnen. Insbesondere bleibt offen, wie umfangreich Intensität und Effektivität der Aufga
benerfüllung sein müssen. […] 

  Führen die Länder die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, so regeln sie die Einrich
tung der Behörden und das Verwaltungsverfahren, Art. 84 Abs. 1 S.  1 GG. Sie haben eine 
grundsätzlich umfassende Organisationsgewalt. […] In Ausnahmefällen kann der Bund we
gen eines besonderen Bedürfnisses nach bundeseinheitlicher Regelung das Verwaltungsver
fahren ohne Abweichungsmöglichkeit für die Länder regeln, Art. 84 Abs. 1 S.  5 GG. Solche 
Gesetze bedürfen der Zustimmung des Bundesrates, Art. 84 Abs. 1 S.  6 GG.“ 

Eine solche Regelung ist in § 8 Abs. 4 GewHG für die Bestandsanalyse und Entwicklungsplanung 
erfolgt. Sie bezieht sich allerdings ausschließlich auf die Vorgaben von § 8 Abs. 1-3 GewHG zum 
Verwaltungsverfahren, nicht darauf, nach welchen konkreten Kriterien der Bedarf zu bestimmen 
ist.  

Die Aufsicht über die rechtmäßige Ausführung der Bundesgesetze durch die Länder obliegt ge
mäß Art. 84 Abs. 3 GG der Bundesregierung (Bundesaufsicht). Die Wissenschaftlichen Dienste 
des Bundestages haben hierzu ausgeführt20 (Hervorh. d. Verf.): 

  „Im Rahmen der Bundesaufsicht kann die Bundesregierung feststellen, dass durch ein Land 
Recht verletzt wurde (Mängelrüge). Mängel im Sinne des Art. 84 Abs. 4 S.  1 GG liegen vor, wenn 
beim Gesetzesvollzug Rechtsfehler aufgetreten sind. Bei der Bundesaufsicht handelt es sich um 
eine Rechtskontrolle. Den Maßstab bilden dabei das Grundgesetz, das einfache Bundesrecht, die 
nach Art. 84 Abs. 2 GG erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie die Einzelweisungen nach 
Art. 84 Abs. 5 GG. […] Die Bundesaufsicht ist dabei umfassend, ihr unterfällt der gesamte Wir
kungsbereich des zu vollziehenden Gesetzes einschließlich einer gesetzwidrigen Untätigkeit.  

19 Eingerückte Zitate aus: Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Verpflichtung der Länder zur 
Ausführung von Bundesgesetzen, Sachstand vom 14. Juni 2021, WD 3 – 3000 – 115/21, S.  3 f., mit weiteren 
Nachweisen, abrufbar unter https://www.bundestag.de/re
source/blob/854070/1c4417778814701f0b9e986246afa76b/WD-3-115-21-pdf-data.pdf . 

20 Eingerücktes Zitat aus: Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Verpflichtung der Länder zur 
Ausführung von Bundesgesetzen, Sachstand vom 14. Juni 2021, WD 3 – 3000 – 115/21, S.  4 f., abrufbar unter 
https://www.bundestag.de/resource/blob/854070/1c4417778814701f0b9e986246afa76b/WD-3-115-21-pdf-
data.pdf. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/854070/1c4417778814701f0b9e986246afa76b/WD-3-115-21-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/854070/1c4417778814701f0b9e986246afa76b/WD-3-115-21-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/854070/1c4417778814701f0b9e986246afa76b/WD-3-115-21-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/854070/1c4417778814701f0b9e986246afa76b/WD-3-115-21-pdf-data.pdf
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  Ein Mangel könnte dann gegeben sein, wenn ein Land aus politischen Gründen von Verwaltungs
handeln absieht, obwohl eine Rechtspflicht zum Handeln besteht. Von der Untätigkeit oder ei
nem inhaltlich dem Gesetz zuwiderlaufenden Handeln dürfte der Fall zu unterscheiden sein, 
dass die Ausführung von Gesetzen nicht oder nicht in dem erhofften Maße die erwünschten 
Folgen zeitigt. 

  Werden von der Bundesregierung festgestellte Mängel nicht beseitigt, so kann der Bundesrat auf 
Antrag der Bundesregierung oder des Landes beschließen, ob das Land das Recht verletzt hat 
(Art. 84 Abs. 4 S.  2 GG). Gegen den Beschluss kann dann das Bundesverfassungsgericht angeru
fen werden (Art. 84 Abs. 4 S.  2 GG). Dies steht auch der Bundesregierung für den Fall eines ab
lehnenden Beschlusses des Bundesrates zu. […] 

  Von den in Art. 84 Abs. 3 und 4 GG genannten Aufsichtsmitteln hat die Bundesregierung bis
lang keinen Gebrauch gemacht. Insofern fehlt es auch einer näheren Konturierung durch die 
Rechtsprechung und die Staatspraxis.“  

Auch seit der Veröffentlichung des zitierten Sachstandes WD 3 – 3000 – 115/2121 sind die Mög
lichkeiten aus Art. 84 Abs. 3 und 4 GG durch die Bundesregierung nicht genutzt worden.22 Im 
Hinblick auf Handlungsmöglichkeiten bei Verstößen der Länder gegen ihre Pflicht zur Ausfüh
rung von Gesetzen wird im Übrigen auf diesen Sachstand verwiesen. 

Wie genau ab dem 1. Januar 2027 ein „Netz an ausreichenden, niedrigschwelligen, fachlichen so
wie bedarfsgerechten Schutz- und Beratungsangeboten […] in angemessener geografischer Vertei
lung“ (vgl. § 5 Abs. 1 GewHG) ausgestaltet sein muss und wie viele Plätze beispielsweise in 
Schutzeinrichtungen vorzuhalten und diese finanziell auszustatten sind, gibt das GewHG nicht 
vor. Ob pauschale Mittelkürzungen oder eine aus weiteren Gründen hinter den Erwartungen zu
rückbleibende Umsetzung des Gesetzes nach Inkrafttreten der §§ 3 und 5 Abs. 1 GewHG eine 
Rechts- bzw. Pflichtverletzung durch die Länder darstellen, die im Wege der Mängelrüge bean
standet werden könnte, kann nicht ohne Blick auf den Einzelfall beurteilt werden. In Ermange
lung konkreter Vorgaben und aufgrund der Tatsache, dass die Bedarfsanalyse, Entwicklungspla
nung und konkrete Umsetzung durch den Gesetzgeber den Ländern überlassen wurden, erscheint 
dies jedoch nicht ohne weiteres als denkbar. Mittelkürzungen dürften sich vor allem an den 
durch die Länder selbst aufgestellten Plänen und Finanzierungskonzepten messen lassen. Ob lan
desrechtliche Vorgaben zum Prüfungsmaßstab im Rahmen der Bundesaufsicht gehören, ist strit
tig.23 

21 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Verpflichtung der Länder zur Ausführung von Bundes
gesetzen, Sachstand vom 14. Juni 2021, WD 3 – 3000 – 115/21, S.  4 f., abrufbar unter https://www.bundes
tag.de/resource/blob/854070/1c4417778814701f0b9e986246afa76b/WD-3-115-21-pdf-data.pdf. 

22 Winkler, Daniela, in: Sachs, Grundgesetz, 10. Auflage 2024, Art. 84 Rn. 47. 

23 Dafür Mayer, Karl-Georg, in: v. Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 84 Rn. 64; dagegen Kirchhof, Ferdinand, 
in: Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, 107. EL März 2025, GG Art. 84 Rn. 230; Winkler, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 
2024, Art. 84 Rn. 46; Suerbaum, Joachim, in: BeckOK GG, 63. Ed. 15.09.2025, Art. 84 Rn. 59.1. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/854070/1c4417778814701f0b9e986246afa76b/WD-3-115-21-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/854070/1c4417778814701f0b9e986246afa76b/WD-3-115-21-pdf-data.pdf
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4.2. Ausgleich für Belastungen der Länder aus dem Gewalthilfegesetz (Fachbereich WD 4) 

4.2.1. Haushaltsautonomie der Länder 

Bund und Länder sind gemäß Art. 109 Abs. 1 GG in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und 
voneinander unabhängig. Die Haushaltswirtschaft umfasst alle unmittelbar auf staatliche Einnah
men und Ausgaben bezogenen Vorgänge, die einer eigenständigen haushaltspolitischen Entschei
dung unterliegen. Die zuständigen Organe müssen die Entscheidungen dabei im Bereich der 
Haushaltswirtschaft in eigener Verantwortung treffen können, ohne Kontrollen und Einwirkun
gen des Bundes ausgesetzt zu sein.24 

Die Ausgaben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufgaben ergeben, tragen nach 
Art. 104a Abs. 1 GG grundsätzlich der Bund und die Länder selbst. Die hierfür erforderlichen 
Einnahmen ergeben sich aus der Aufteilung des gesamtstaatlichen Steueraufkommens zwischen 
dem Bund und den Ländern, einschließlich der diesen zuzuordnenden Gemeinden, die in 
Art. 106 GG geregelt ist. Neben der Ertragshoheit des Bundes nach Art. 106 Abs. 1 GG, der der 
Länder nach Art. 106 Abs. 2 GG und der der Gemeinden nach Art. 106 Abs. 5 – 7, 9 GG, ist in 
Art. 106 Abs. 3, 4 GG eine gemeinsame Ertragshoheit von Bund und Ländern geregelt. 

Im Ergebnis soll Art. 106 GG dem Bund und den Ländern unter Beachtung der jeweiligen Eigen
ständigkeit eine aufgabenangemessene Finanzausstattung zuweisen. Damit besteht zwar kein di
rekter Bezug zwischen der Steueraufteilung und der Finanzierungsverantwortung nach Art. 104a 
GG, aber zumindest ein allgemeiner Sinnzusammenhang. Die Ertragsaufteilung ist dabei zum Teil 
verfassungsunmittelbar, im Übrigen zur einfachgesetzlichen Ausgestaltung angelegt.25 

Während nach Art. 106 Abs. 3 Satz 2 GG der Bund und die Länder am Aufkommen der Einkom
men- und der Körperschaftsteuer je zur Hälfte beteiligt sind (sofern das Aufkommen der Einkom
mensteuer nicht gemäß Art. 106 Abs. 5 GG den Gemeinden zugewiesen ist), werden gemäß 
Art. 106 Abs. 3 Satz 3 GG die Anteile an der Umsatzsteuer (sofern sie nicht gemäß Art. 106 
Abs. 5a GG den Gemeinden zugewiesen sind), durch Bundesgesetz einfachgesetzlich festgesetzt. 

Hinsichtlich der konkreten Quoten, die im § 1 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG)26 geregelt 
sind, hat der Gesetzgeber einen weiten Ermessensspielraum und kann im Rahmen des Art. 106 
Abs. 3 Satz 4, 5 GG auch eine Neufestsetzung der Umsatzsteueranteile vornehmen.27 

24 Jarass, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 18. Auflage 2024, Art. 109 Rn. 1 f. 

25 Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, Werkstand: 107. EL März 2025, Art. 106 Rn. 3 f. 

26 Finanzausgleichsgesetz vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S.  3955, 3956), zuletzt geändert durch Art. 2 des Ge
setzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 255). 

27 Kment, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 18. Auflage 2024, Art. 106 Rn. 13, 
15. 
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4.2.2. Regelungen im Gesetz für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer 
und häuslicher Gewalt 

Mit dem Gesetz für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Ge
walt vom 24. Februar 202528 wurde in Art. 1 nicht nur das GewHG, sondern in den Art. 4 und 5 
auch eine Änderung des FAG beschlossen. Diese Vorschriften enthalten Änderungen der vertika
len Umsatzsteuerverteilung zugunsten der Länder für die Jahre 2027 bis 2036 und dienen dem 
anteiligen Ausgleich für Belastungen aus dem GewHG. Dies soll zu einer praxisgerechten Umset
zung des GewHG durch die Länder beitragen.29 Durch das Gesetz zur Änderung des Finanzaus
gleichsgesetzes 202530 wurden die Umsatzsteuerfestbeträge im Rahmen einer Folgeänderung bei 
unveränderter Höhe angepasst.31 

Eine gesetzliche Verknüpfung zwischen der Änderung der Umsatzsteueranteile und der Umset
zung des GewHG, wie dies beispielsweise für das KiTa-Qualitäts- und Teilhabeverbesserungsge
setz in § 1 Abs. 5 FAG oder für das Aktionsprogramm „Aufholen nach Corona für Kinder und Ju
gendliche für die Jahre 2021 und 2022“ in § 1 Abs. 6 FAG vorgesehen ist, wurde dabei nicht vor
genommen.32 

Jedoch tritt die Änderung der vertikalen Umsatzsteuerverteilung für die Jahre 2030 bis 2036 nach 
Art. 6 Abs. 3 des Gesetzes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häus
licher Gewalt vom 24. Februar 2025 und nach Art. 4 Abs. 3 des Gesetzes zur Änderung des Fi
nanzausgleichsgesetzes 2025 nicht vor dem Tag in Kraft, an dem das letzte Land erstmals einen 
Bericht zur Ausgangsanalyse und Entwicklungsplanung, einschließlich des Finanzierungskon
zeptes, sowie deren Umsetzungsstand gemäß § 8 Abs. 3 Satz 2 GewHG übermittelt hat. Insoweit 
bleibt es für die Umsetzung des GewHG aus haushaltsrechtlicher Sicht bei der Haushaltsautono
mie der Länder. 

*** 

28 BGBl. 2025 I Nr. 57. 

29 Entwurf eines Gesetzes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt, BT-
Drs. 20/14025 vom 3. Dezember 2024, S. 39, https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-f%C3%BCr-ein-
verl%C3%A4ssliches-hilfesystem-bei-geschlechtsspezifischer-und-h%C3%A4uslicher-gewalt/318243. 

30 BGBl. 2025 I Nr. 255. 

31 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2025, BT-Drs. 21/1892 vom 29. September 
2025, S. 14, https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-%C3%A4nderung-des-finanzausgleichsgesetzes-2025-
fag-%C3%A4nderungsgesetz-2025/325315. 

32 Zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit einer Verknüpfung von Änderungen der vertikalen Umsatzsteuervertei
lung mit der Umsetzung von Gesetzen siehe: Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Zur Frage 
der Finanzierbarkeit von Mittagsverpflegung an Kitas und Schulen aus dem Bundeshaushalt, Sachstand vom 
4. Juli 2024, WD 4 - 3000 - 032/24, Nr. 4.1. 

https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-f%C3%BCr-ein-verl%C3%A4ssliches-hilfesystem-bei-geschlechtsspezifischer-und-h%C3%A4uslicher-gewalt/318243
https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-f%C3%BCr-ein-verl%C3%A4ssliches-hilfesystem-bei-geschlechtsspezifischer-und-h%C3%A4uslicher-gewalt/318243
https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-%C3%A4nderung-des-finanzausgleichsgesetzes-2025-fag-%C3%A4nderungsgesetz-2025/325315
https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-%C3%A4nderung-des-finanzausgleichsgesetzes-2025-fag-%C3%A4nderungsgesetz-2025/325315
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